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Vollzug der Wasser- und Abwasserabgabengesetze; 
Antrag der Verbandsgemeinde Bad Harienberg vom 10.01.1995 auf Elnlei- 

'cr tung von Abwasser in einen namenlosen Vorfluter (Gewässer 111. Orclniing) 

Aufgrund der PL 2 ,  3 ,  7 und 7 a H G  i.V.m. den E6 25 f f .  LWG ergeht Eol- 
gende Entscheidung : 

Einf acht! Erlaubnis 

Der Verbandsgemeinde Bad Marienberg wird die einfdche Erldubnis fiir d i e  
K i  n l e i  tung von Abwasser in Gewässer er te i l t ,  

X. _weck, ATt und !!aß der Bermtmag 

Die erlaubte Gewasserbenutzung d i e n t  der Beseitigung des in der 
Aufbereitungsanlage Lautzenbrücken anfallenden behandelten Filter- 
rückspiilwassers . Zu diesem Zweck ist d i e  Verbandsgeminde Bad 
Marienberg Lief ug t , 

W a )  Filterrückspülwasser 

I fd . Abwasser- aus auf dem Flur- Gemarkung in 
Nr. art  Grundstuck stuck 

Flur Nr. 

Einl. 1 74 3 Laut zen- namen- 
briicken losen 

Vorfluter 

einzuleiten. 

Folgende EiIIle i t~ng~~engeII  dürfen nicht überschritten werden: 

biciistr.iurnc dcc Abte~lungcii- ticsuchszeir~n Krinie~i  der R c g ~ c r n n ~ s h ~ u ~ t k a s s c  KcLilci iz- T ~ l c x .  8 6 2  822 ko d 
Z - Z~orralabteilung und rntinrags - d n n n ~ r s r a ~ r  Landcszentralbanl, Kobleiiz Tclciax: Abt. Z 3. I G261 ; I  23-?195 
I - Allipncine und inncrc Vtmaltung - Streseman~isrr. 3-5 8.30 - 12.00 ?jht ~ t o . - N L  570015 >h LBLZ ?-ii'l;: 00) ~ h :  2.3u.4 :2ei'i?:-sz:z 

I - Llriterficht und Kultus - Süddlee 15-19 I4.OC - 1 h . X  rlir L~rideshank Rhti~iland-l'lalz Abt.  5 l l c l  1 ?C-!S23 
3 - Wirrscliaft. Raumordnuri; E. t i l u v c ~  - Kurfurstcnsrr. 12-74 I rc i t a~s  Girozentralc kubl tnr  
4 - Fors t~ l~r rk r ion  - Südallw 15-14 9.35 - 13.30Uhr Kto.-'Tr. 312 307519 CR1 Z 573 5C300) 
5 - L ~ n d m i r t ~ c h ~ j r  ii L1rnwctt - Ret 5:. 51 - Luiscnstrafie 1-3 i i rarkas~e K c h l c n ~  

~ c f .  52 - Südallee 15-19 L I . > . - ~ r .  72'10C (BLZ 57; 531 13) DAE43-O2.!?5/56UMWAW 
Ref. 53-54 - Xeustadr 21 



(Erläuterungen: Mischwasserabflufi = Q , Niederschlagswasserabfluß = Q 
Schmu tzwasserabf luß = Qt , ~ahresschnu~zwassermen~e = JSM 1 r ' 

I f d .  Abwasserart l/s 
Nr. 

Das gereinigte Abwasser mß an der Einleitungsstelle folgenden Anforder- 
ungen genügen : 

Chemischer Sauerstoffbedarf 
(CSB) 

Konzentration 
mg/l 

Absetzbare Stoffe 0 , 3  al/l  

Wirksames Chlor 0 , 2  

Fischgiftigkeit 2 

jeweils bestimmt von der n i c h t  abgesetzten, homogenisierten Probe aus 
der qualifizierten Stichprobe 

E i n  vorstehend festgesetzter Wert ist einzuhalten.  
Er gilt auch als eingehalten, wenn d i e  Ergebnisse der letzten fünf im 
Rahmen der staatlichen Gewässeraufsicht durchgeführten Untersuchungen 
in v i e r  Fäl len  diesen Wert nicht überschreiten und kein Ergebnis den 
Wert um mehr a l s  300 v.H. übersteigt. Untersuchungen, die länger als 
drei Jahre zurückliegen, bleiben unberücksichtigt. 

Eine q u a l i f i z i e r t e  Stichprobe umfaßt mindestens fünf Stichproben, d i e ,  
in einem Zeitraum von höchstens zwei Stunden im Abstand von n i c h t  weni- 
ger a l s  zwei Minuten entnomen, gemischt werden. 

Den festgesetzten Werten liegen d i e  in der Anlage zur Allgemeinen Rah- 
men-Verwaltungsvorschrift über Mindestanforderungen an das Einleiten 
von Abwasser in Gewässer -Rahmen-Abwasser VwV- in der jeweils gültigen 
Fassung sowie d ie  in der Anlage zu !3 3 AbwAG, Abschnitt B, aufgefuhrten 
Analyse- und Meßverfahren zugrunde. 

Weitere Anforderungen: 



Das Abwasser muß klar, farblos und geruchlos sein. 

Die Reaktion des Abwassers ntuß neutral sein. d.h.  der pH-Wert mg 
zwischen 6,5 und 8 , 5  liegen. 

2. Dauer der Erlaubnis 

Die Erlaubnis ist widerrufl ich.  

3. Plan 

Der Erlaubnis liegen d i e  vom 1ng.-Büro Zimmer, Westerburg, unter 
dem Datum 10.01.95 erstellten Unterlagen und Plane zugrunde, Diese 
sind Bestandteil des Bescheides und mit einem entsprechenden Ver- 
merk versehen, Behördlich vorgenommene Xnderungen und Ergänzungen 
s i n d  zu beachten. 

11. A b w a s s e r a n l a g e  

D i e  Erlaubnis schliept gern. § 26 ( 3 )  LWG d i e  Genehmigung nach S 54 
LWG für das Absetzbecken m i t  ein, Die Genehmigung erlischt, wenn 
der Bau n i c h t  binnen einer Frist von 2 Jahren begonnen und inner- 
halb von 5 Jahren seit Zustellung der Erlaubnis abgeschlossen 
ist. 

Mebenbestimmen und Hinweise far die Geuässerbenutaunq t r d  Be- 
trieb der Ahsseranlaqe(n}  

1 .  Sie werden hiermit verpflichtet, die  Rückspülintervalle mit 
den eingesetzen Wassermengen im Betriebstagebuch einzutragen. 

2. Der Betreiber ist verpflichtet, eine behördliche Überwachung 
der AnlageIn) zu dulden und etwa erforderliche Unterlagen, Arbeits- 
kräfte und Werkzeuge zur Verfügung zu stel len sowie technische Er- 
mittlungen und Prüfungen zu gestatten und zu unterstützen.  

3. Mit der Bedienung und Wartung der Abwasseranlage(n) muß ausrei- 
chendes Personal m i t  geeigneter Ausbildung beauftragt sein, das 
für den ordnungsgemäßen Betrieb der Anlagen verantwortlich ist. 
Die im Erlaubnisbescheid festgesetzten Anforderungen sind ihm be- 
kanntzugeben. Eine Vertretung rnuß jederzeit gesichert sein. 

4. Der Erlaubnisinhaber hat dafür zu sorgen, dab die Anlage gemäfl 
den Betriebsvorschriften bedient  und e i n  Betriebstagebuch geführt 
wird, i n  das den zuständigen Behorden jederzeit Einblick zu gewäh- 
ren ist. 

5. Eine vorhersehbare, vorübergehende Xnderung in der Betriebswei- 
Se der Abwasserbehandlungsanlage (z .0 .  Reparaturfall}, d i e  eine 
Überschreitung der Einleitungsbestimmungen zur Folge haben kann, 



ist dem Staat l .  Amt für  Wasser- und Abfallwirtschaft rechtzeitig 
unter Darstellung der Notwendigkeit und Vorgehensweise anzuzeigen. 

6. Unvorhercebbare Störungen, die negative Auswirkungen auf das 
Gewässer haben können, sind unverzüglich der unteren Wasserbehörde 
und dem Staatl. Amt für Wasser- und Abfallwirtschaft anzuzeigen. 
Es sind unverzüglich a l l e  Maßnahmen zu ergreifen, d i e  notwendig 
und geeignet sind, Schaden abzuwenden oder zu mindern. 

Nebenhestimngen und Hinweise zni Bau der Abwasmranlaqen 

Zur fachbehördlichen Bauüberwachung und Bauabnahme gea. P 95 s i n d  
dem Staat l .  Amt f ü r  Wasser- und Abfallwirtschaft frühzeitig der be- 
absichtigte Beyinn und die Beendigung der Bauärbeiten anzuzeigen. 
Bei der Abnahme sind unwesentliche Abweichungen voin Entwurf durch 
Bestandspläne zu belegen. 

Die Anlage darf erst in Betrieb genommen werden, wenn die Abnahm 
erfolgt ist oder eine Zustimmung der Bezirksregierung für eine vor- 
zeitige Inbetriebnahme vorliegt. 

Der Ablauf hinter dem Scblamabsetzbecken (Abwasserbehandlungsanla- 
g e )  mufi so ausgebildet werden, daß ohne Schwierigkeiten ordnungsge- 
mäße Abwasserproben entnomen werden können. E s  ist eine befestig- 
te Zufahrt zu gewähren, 

Nach Bauausführung sind das Gewässerbett und seine Uferbereiche na- 
turnah wiederherzustellen. 

Nach Bauausfuhrung ist der ursprüngliche Zustand der in Anspruch 
genommenen Flächen wiederherzustellen. Beschungen sind landschafts- 
gerecht auszumodellieren und an das angrenzende Gelände harmonisch 
anzubinden. 

Fiir beabsichtigte Änderungen der erlaubten Art, des erlaubten Zwek- 
kes oder Ma$es der Benutzung, wesentliche Änderungen der baulichen 
Anlagen, sowie hderungen der Betriebs- und Verfahrensweise bei 
der Abwasserbeseitigung sind die erforderlichen wasserrechtlichen 
Genehmigungen und/oder Erlaubnisse rechtzeitig zu beantragen. 

Diese Erlaubnis s t eh t  unter dem Vorbehalt der nachträglichen Auf- 
nahme, der Änderung bzw. der Ergänzung von Inhal t s -  und Nebenbe- 
stimmungen, die sich im öffentlichen Interesse als notwendig erwei- 
sen. 

Dle Erlaubnis berührt nicht  Rechte Dritter und ersetzt nicht Zulas- 
sungen, die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sind. 



Ordnungswidrjg nach 5 128 Abs. 1 Nr. 16 LWG handelt, wer entgegen 
1 57 LUG seiner Verpflichtung zur Eigenüberwachung n i c h t  nachkommt 
oder den getroffenen Festlegungen zuwiderhandelt oder die Überwa- 
chungsergebnisse n i c h t ,  n i c h t  r e c h t z e i t i g ,  n i ch t  richtig oder 
nicht vollständig vorlegt oder den in einer Verordnung nach 8 57 
Abs. 2 LWG getroffenen Regelungen zuwiderhandelt. Die Ordnungswi- 
drigkeit kann nach 5 128 Abs. 2 LWG mit einer Geldbube bis  zu 
100,000,-- DM geahndet werden. 

Die Antragstellerin trägt d i e  Kosten des Verfahrens. 

Für diese Entscheidung wird eine Verwältungsgebühr in Höhe von 
500,OO DM I i . W . :  fünfhundert Deutsche Mark) festgesetzt sowie Aus- 
lagen von 153,00 ( 1 . W .  : einhundertdreiundfünfzig Deutsche Mark) er- 
hoben. 

Der Gesamtbetrag in Höhe von 653,OO DM ist am 01.08.1995 f ä l l i g  
und unter Angabe des Aktenzeichens und der Haushaltsstelle 
0303/111 11 auf  e i n e s  der Konten der Regieningshauptkasse Koblenz 
zu überwei sen. 

Werden b i s  zum Ablauf eines Monats nach dem Fälligkeitstay Gebuh- 
ren oder Auslagen nicht entrichtet, so kann für jeden angefangenen 
Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 v,H. des rückständigen 
Betrages erhoben werden. 

Die Verbandsgernejnde Bad Marienberg hat einen Antrag auf Erteilung 
einer einfachen Erlaubnis @ 27 L W ~  für die Einleitung von abwas- 
ser aus der Trinkwasseraufbereitungsanlaye in e inen namenlosen Vor- 
fluter gestellt und entsprechende Planunterlagen vorgelegt. 

Dieses Vorhaben stellt  eine Gewässerbenutzung i . S . d .  L 3 Abs. 1 
Nr. 4 WHG dar und bedarf nach 5 2 Abc. 1 WHG einer behördlichen Er- 
laubnis. 

Im Verfahren zur E r t e i l u n g  der Erlaubnis wurden die Stellen und 
Behörden, d ie  durch d i e  geplante Mafinahme in ihrem Aufgabenbereich 
berührt s e i n  könnten, unterrichtet und hatten Gelegenheit zur 
Außerung . 
Bedenken wurden von diesen S t e l l e n  n i ch t  g e l t e n d  gemacht. 

Bei der Festlegung des Umfanges der Gewässerbenutzung wurde berück- 
sichtigt, daß jede vermeidbare Beeinträchtigung der Gewässerbe- 



schaffenheit zu unterbleiben bat  (ES 1 a Abs. 1 WHG, 26 hbs. 2 
LWG . 
D i e  im Bescheid aufgenommenen Inhalts- und Nebenbestimmungen und 
Hinweise s i n d  zur Verhütung nachteiliger Wirkungen für andere und 
für d i e  Ordnung des Wasserhaushalts geboten. 

S i e  beruhen auf den J8 4 HHG und 26 Abs. 2 LWG. 

Die Kostenentscheidung beruht auf den 8s 2 und 8 Als .  2 LGebG. 

D i e  Zuständigkeit der Bezirksregierung Koblenz für diese Entschei- 
dung i s t  in den SS 34, 105 und 107 LWG geregelt . 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wi- 
derspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der 

Bezirksregierung Koblenz, 
Stresemannstr. 3-5, 56068 Koblenz, 

oder 
Postfach 269 ,  56002 Koblenz, 

schrjftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 

I m  Auftrag 

P* 
Grunenberg 



Rechtsgrundlosen 

- Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts ( Wasserhausbal tsgese t z  - 
WHG) vom 23.09.1986 (BGB1. I S. 1529), zuletzt  geändert durch Ge- 
setz vom 26.08.1992 (BGBL. I S.  1564); 

- Gfassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz {Landeswassergesetz 
-LUG) i . d . F  vom 14.12.1990 ( G V B 1 .  S. 111, zu le tz t  geändert durch 
Gesetz vom 05.04.1995 (GVB1. S. 69 f f ) ;  

- Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Ab- 
wasserabgabengesetz - AbwAG) i . d . F .  der Bekanntmachung vom 
03.11.1994 (BGBI. I S. 3370); 

- Landesgesetz zur Ausführung des Abwasaerabgabengesetzes -AbwAG- 
(Landesabwasserabgabengesetz - LAbwAG) vom 22.12.1980 (GVB1. S. 
2581, zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.09.1993 (GVBI .  S.  473 
f f ) ;  

- Landesgebührengesetz für Rheinland-Pfalz (LGebG) vom 03.12.1974 
(GV31. S.5781,  zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.03.1993 (GVB1. 
S. 140);  

- Verwal tungsverfahrensgesetz (VwVfG) voin 25.05.1976 (BGB1.  I S. 
1253), geändert durch Gesetz vom 02.07.1976 (BGB1. I S.  1799) 
und 12.09.1990 (BGBI .  I S.  2002 ) ;  

- Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG) in der Fassung vom 
09.07.1993 (GVB1.  S. 407 f f ) ;  

- Allgemeine Rahmen-Verwaltungsvorschrift über Mindestanforderungen 
an das E i n l e i t e n  von Abwasser in Gewässer - Rahmen-Abwasser-VwV - 
vom 08.09.1989 (GMB1. S.  5 1 8 )  in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25.11.1992 {Bundesanzeiger vom 11.12.1992 N r .  233 b};  

- Landesverordnung über die Eigenüberwachung von Abwasseranlagsn 
IEUVOA) vom 30.03.1990 ( G V B 1 .  S. 87 f f )  zuletzt  geändert durch d i e  
Landesverordnung vom 25.03.1994 ( W B 1  S.  238); 

- Verwaltungsvosschrift des Ministeriums für Umwelt und Gesundheit 
vom 06.10.1987 (MinB1. S. 415) - Gewässerschutzbeauftragter - ; 

- Landespflegegesetz (LPflG) in der ab 01.05.1987 geltenden Fassung 
IGVB1. S. 701, zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.06.1994 (GV01. 
S. 280); 

- Gesetz über d i e  Umweltvertraglichkeitsprüfung (WPG) vom 
12.02.1990 (BGB1. I S. 205), zu le tz t  geändert durch Gesetz vom 
20.06.1990 ( B G B l .  I S. 1080). 


